
werkschaften wahrgenommen. Die Gewerkschaften sind keine 
Massenorganisation

(Bewegung bei CDU/DA)
alten Stils.

(Zwischenrufe)

Sie sind eine wichtige politische Kraft, die unabhängig vom 
Staat bleiben muß. Eine Demokratie braucht Parteien, Bürger­
bewegungen und andere politische Organisationen. Wer ihnen 
die Mittel entzieht, schafft Voraussetzungen für die Diktatur. 
Der Diktator verteilt Vermögen und Orden an seine Günstlinge, 
seinen Kritikern entzieht er es. Das haben wir 40 Jahre erlebt.

Darum haben wir Sozialdemokraten am 31. Mai für die Bil­
dung einer unabhängigen Kommission zur Lösung dieser Fra­
gen gestimmt. Am 22. Juli hat der Ministerpräsident über die Ar­
beit der Kommission vor dem Parlament berichtet. Der Bericht 
hat in unserer Fraktion den Eindruck hinterlassen, daß sehr zö­
gerlich an die Abarbeitung der Fragen herangegangen wird.

Um es deutlich zu sagen: Die alten Neuparteien scheinen die 
Last des alten Vermögens gerne weitertragen zu wollen. Bei der 
CDU gehören zum Beispiel dazu: 16 Produktionsbetriebe, 5 Zei­
tungsverlage, vier Buch- und Kunstverlage, ca. 30 Handelsein­
richtungen, 1 Hotel, Übersetzungsbüro, Ferienheime, Bunga­
lows, Ferienlager und Immobilien.

Die Last der alten zu Unrecht erworbenen Vermögenswerte 
schadet der Entwicklung unserer neuen Demokratie.

(Beifall bei der SPD)

Wir Sozialdemokraten sind für die Überprüfung des rechtmä­
ßigen Erwerbs. Unrechtmäßig erworbenes Parteivermögen ist 
seinen rechtmäßigen Besitzern zurückzugeben. Ist das nicht 
möglich, ist vom Parlament die Verwendung festzulegen. Und 
hier schließen wir uns den gemachten Vorschlägen durchaus an, 
dieses Geld sollte besonders den neuen Ländern auf dem Gebiet 
der DDR zugute kommen, z. B. durch die Bildung eines Stif­
tungsfonds.

Die Sozialdemokraten erwarten von der PDS die Herausgabe 
des SPD-Vermögens. Der vorliegende Gesetzesentwurf

(Gelächter bei CDU/DA)

führt unsere Demokratie in eine Sackgasse. Es ist selbstver­
ständlich, daß wir auch unserVermögen - natürlich! - zurückfor­
dern, so wie Sie auch Ihr Vermögen, das Sie rechtmäßig erwor­
ben haben, in Besitz behalten sollen.

(Zwischenruf: Das ist alles rechtmäßig!)

Ich denke, wir sollten uns nicht darüber streiten und sollten 
den Parteien nicht die Vermögenswerte und damit auch die 
Grundlage der politischen Arbeit entziehen.

Der vorliegende Gesetzesentwurf führt unsere Demokratie in 
eine Sackgasse. Zu Recht kündigt der Sprecherrat der Gewerk­
schaften bei seiner Verabschiedung Kampfmaßnahmen an. De­
nen werden sich auch Sozialdemokraten anschließen.

Die Kommission muß endlich zu Ergebnissen kommen. 
Auch die CDU und ihr Ministerpräsident sollten eine schnelle 
Aufklärung der Vermögensverhältnisse der Parteien unter­
stützen, damit das Parlament vor dem 3. Oktober 1990 entschei­
den kann. Ansonsten treten wir in die Einheit mit einer großen 
Hypothek. Es spricht dann viel dafür, daß die Chancengleich­
heit beim Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe einzuklagen 
ist.

Der Gesetzesentwurf der DSU darf nicht in Kraft gesetzt wer­
den. Die SPD empfiehlt die Überweisung an die entsprechenden 
Ausschüsse.

(Beifall bei der SPD, vereinzelt bei der PDS)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Herr Abgeordneter, es gibt einige Anfragen. Bitte in der Rei­
henfolge von rechts nach links.

Krziskewitz (CDU/DA):

Herr Abgeordneter, bitte verzeihen Sie, waren Sie bei meinem 
Statement anwesend?

(Kuessner, SPD: Ich bin bei Ihrem Statement hier anwesend 
gewesen, ich habe Sie gesehen.)

(Gelächter)

Aber Sie haben mich sicher nicht gehört, verzeihen Sie. Wie 
können Sie dann behaupten, hier vor der Öffentlichkeit des Lan­
des, nach meinem Statement, die CDU möchte unbedingt ihr 
Vermögen behalten. Das ist doch eine Lüge.

(Beifall bei CDU/DA)

Kuessner (SPD):

Ich habe nicht behauptet, daß die CDU ihr Vermögen unbe­
dingt behalten möchte. Ich habe gesagt, daß wir ein zögerliches 
Verhalten feststellen. Ich habe nicht davon gesprochen, daß die 
CDU ihr gesamtes Vermögen aufgeben soll, sondern nur das, 
was unrechtmäßig erworben ist. Und ich habe benannt, was für 
ein Vermögen die CDU hat und was das für Unteschiede sind zu 
den neuen Parteien und Gruppierungen.

Ich denke, wir müssen hier im Ausschuß - darum bin ich für 
die Überweisung in den Ausschuß - sehr gründlich gemeinsam 
über den Weg nachdenken. Es muß ein rechtsstaatlicher Weg 
sein.

(Krziskewitz, CDU/DA: Ja, dann müßten Sie doch gerade zu­
frieden sein, wenn wir uns davon trennen wollen. Sie widerspre­
chen sich in Ihrer Logik.)

Wenn das so ist, ist es gut. Dann zeigen Sie das, dann machen 
Sie das, machen Sie Schritte, und zeigen Sie, daß Sie auf Ihr Ver­
mögen verzichten, und nutzen Sie es nicht.

(Beifall bei SPD und Bündnis 90/Grüne)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Es gibt noch eine weitere Anfrage. Bitte, Abgeordneter Wiec- 
zorek.

Dr. Wieczorek (CDU/DA):

Herr Abgeordneter, ist Ihnen bekannt, wann die Christlich- 
Demokratische Union gegründet wurde, eine Partei, die immer­
hin überlebt hat, während sich die SPD 1946 willfährig in den 
Schoß der KPD begeben hat?

(Beifall bei CDU/DA - Protestrufe bei Bündnis 90/Grüne und
SPD)

Kuessner (SPD):

Zu diesen Äußerungen, denke ich, muß man nichts sagen, 

(Beifall bei der SPD und bei Bündnis 90/Grüne) 

denn Sie sprechen eine unqualifizierte Sprache.

(Birthler, Bündnis 90/Grüne: Aber eine deutliche!)


